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„Aufstand der Ordnungshüter“
Erinnerungen an die Zeit, als die Polizei „laufen“ lernte

Vor sechzig Jahren (1951) wurde
die GdP Hessen gegründet.

Vierzig Jahre ist es her, dass die
hessische Polizei „laufen“ lernte,
dass sie auf die Barrikaden gegan-
gen ist (1970/71).

Vor zwanzig Jahren (1991) wurde
die zweigeteilte Laufbahn einge-
führt, eine Auswirkung des Aufstan-
des der Ordnungshüter 1970/71.

Wie sah die Situation damals
aus?

Befehl und Gehorsam, das war
es, was die Polizei in ihrer Ausbil-
dung nach dem Krieg gelernt und
verinnerlicht hat. Es war die Fortset-
zung einer Denkweise aus absolu-
tistischer Zeit, nicht nur aus der Zeit
der Nazidiktatur.

Noch bis Anfang der 70er-Jahre
war die Ausbildung der Polizei bei
der Bereitschaftspolizei eher militä-
risch als auf den Einzeldienst bezo-
gen. Da herrschte Befehl und Ge-
horsam. Da wurde am
US-Karabiner und am FN-Gewehr
ausgebildet. Es gab die ziemlich un-
sicher zu handhabende Maschinen-
pistole Beretta und erst 1964 wur-
den die Maschinengewehre in den
Waffenkammern der Bereitschafts-
polizei eingemottet, weil die Polizei
keinen Kombattantenstatus hatte,
also keine militärischen Waffen ver-
wenden durfte. Mit dieser Ausbil-
dung wurden junge Leute dann auf
die Menschheit losgelassen.

Sie trafen im Einzeldienst fast
durchweg auf ältere Polizeibeamte
(Polizeibeamtinnen gab es nicht),
die im Zweiten Weltkrieg gewesen
waren, die in der Zeit der Nazidikta-
tur schon Polizeibeamte waren und
denen Befehl und Gehorsam noch
im Blut steckte. So war zum Teil auch
der Umgangston.

Es herrschte Hierarchie.

Wer befördert werden wollte, um
mehr Geld zu verdienen, musste
nicht nur seine polizeilichen Aufga-
ben zur Zufriedenheit seiner Vorge-
setzten erledigen, er musste diesen
Herren auch gefallen. Eine Beförde-
rung hing nämlich von einer Beur-
teilung ab. Beurteilt haben aber im-
mer nur Vorgesetzte.

Da war es nicht verwunderlich,
dass oft genug „Schleimer“ (den an-
deren Ausdruck will ich mir hier ver-
kneifen) wie es damals hieß, nach
oben kamen.

Die Jugend demonstriert für
mehr Demokratie

Das führte im Laufe der Jahre zu
ganz bestimmten Konflikten. Das
lag zum einen daran, dass die jun-
gen Leute in der Schule Geschichts-
und Sozialkundeunterricht hatten
und dass sie die mehr oder weniger
herrschende Demokratie wirklich
als „Macht des Volkes“ verstanden.

Das zeigte sich in seinen Aus-
wüchsen in den 60er-Jahren durch
die Anti-Vietnam-Demonstrationen
und Hausbesetzungen, durch die
Studentenproteste der
68er-Bewegung (Unter den Talaren,
der Muff von 1000 Jahren) und in
den 70er-Jahren auch durch den
Terror der so genannten „Baa-
der-Meinhof-Bande“, die nicht da-
vor zurückschreckte, Männer aus In-
dustrie und Politik aber auch
Polizeibeamte, Wachleute und

Chauffeure der Industriekapitäne
zu ermorden.

Hier traf die Denkweise der jun-
gen Schutzleute mit der Denkweise
der oft gleichaltrigen Studenten zu-
sammen. Nicht selten hatten beide
Gruppen die gleiche Denkweise.
Und doch musste die Polizei bei De-
monstrationen gegen die Studenten
vorgehen, musste Versammlungen
und Aufzüge der Neo-Nazi (NPD)
schützen, auch wenn die Polizisten
oft mehr mit den Studenten und
Hausbesetzern sympathisierten.
Polizisten hatten für Recht und Ord-
nung zu sorgen, hatten die öffentli-
che Sicherheit vor diesem studenti-
schen Mob und den Baader-
Meinhof-Verbrechern zu schützen.

Was Recht und Ordnung war, das
bestimmte die Politik, die herrschen-
de Klasse. Das waren aber nicht die
Politiker, das waren die Industrieba-
rone mit ihrer Wirtschaftsvereini-
gung. Deren Lobbyisten hatten
mehr Einfluss auf die Gesetzgebung
und mehr Macht als die Gewerk-
schaften.

Wie sagte ein Kabarettist: „Politi-
ker glauben, sie seien an der Macht
– sie sind an der Regierung“.

Weniger Polizisten – mehr Frust

Jetzt kam noch hinzu, dass die
Zahl der Polizisten nicht mit der stei-
genden Zahl der Automobile und
der damit zusammenhängenden
Zahl der Verkehrsunfälle standhal-
ten konnte, dass die steigende Zahl
der Kriminalität oft auf unzulänglich
ausgebildete Polizisten traf. Dass
die Polizei unzureichend ausgerüs-
tet war, dass überall neu gebaut
wurde, die Polizei aber in den alten
städtischen und staatlichen Gebäu-
den unzulänglich untergebracht
war.

Dazu kam auch noch, dass die
Polizei schlecht bezahlt wurde, dass
die Belastung durch vermehrte
Großeinsätze und steigende Über-
stundenzahlen zu immer mehr Frust
führten.

Aufstand der Ordnungshüter

Das alles ist die Vorgeschichte,
die im Herbst 1970 dazu führte,
dass die Polizei in Hessen endlich

In dem Buch „Aufstand der Ordnungshüter“
wurden die Aktionen der Initiativausschüsse
von Hessen wissenschaftlich aufgearbeitet,
auch wenn beteiligte Polizisten und Wissen-
schaftler nicht immer einer Meinung waren.
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aufmuckte, ihre Probleme in großen
Versammlungen und bei Demon-
strationen (6000 Polizisten waren
bei einer Demo in Frankfurt) in die
Öffentlichkeit trug. Das mündete in
die „Initiativausschüsse“, zusam-
mengesetzt aus den Bereichen der
staatlichen und kommunalen Poli-
zei, aus Mitgliedern der Hauptabtei-
lung Polizei in der ÖTV, der GdP
und des BDK. Bekannt wurde dieses
Aufbegehren unter dem Schlagwort
„Aufstand der Ordnungshüter“.

Das war auch der Titel eines Bu-
ches, veröffentlicht im Rowohlt Ta-
schenbuchverlag, das versuchte,
die damalige Situation zu analysie-
ren und aufzuarbeiten. Daran be-
teiligt waren Polizeibeamte und Wis-
senschaftler der Universität Bremen.
Aus Südhessen wirkte Horst Mün-
scher mit, der damalige Vorsitzende
der Bezirksgruppe Darmstadt in der
GdP.

Man muss die Meinung der Ver-
fasser dieses Buches nicht unbe-
dingt teilen, da es oft den Eindruck
erweckt, klassenkämpferisch zu
sein. Eines war aber auch damals
schon deutlich. Gesetze wurden von
der herrschenden Klasse gemacht.
Herrscher waren die Leute, die das
Geld hatten. Eine Statistik aus dieser
Zeit sagt, dass 1,74 Prozent der
Haushalte über 74 Prozent des Be-
triebsvermögens verfügen. Das
heißt, dass nicht nur heute die Sche-
re von Kapital und Armut auseinan-

der geht, sondern dass damals
schon 98,26 Prozent der Haushalte
nur über 26 Prozent des Betriebsver-
mögens verfügten.

Sicherheit durch Recht und
Ordnung

So war es kein Wunder, dass Par-
teien Wahlwerbung machten mit
dem Slogan „Sicherheit durch Recht
und Ordnung“ und dass sie damit
Erfolg hatten. Auch das haben die
Wissenschaftler damals herausge-
funden, dass sich der größte Teil der
Polizei politisch interessiert zeigte,
der größte Teil der Bevölkerung
aber eher nicht. Die abhängig Be-
schäftigten waren zufrieden, wenn
sie hin und wieder mehr Geld beka-
men, wenn sie am „Wirtschaftswun-
der“ teilhaben konnten, sonst aber
in Ruhe gelassen wurden.

Da Polizisten aber politisch dach-
ten, fiel ihnen auf, dass einiges mit
dieser Gesellschaft und auch mit
der Situation der Polizei nicht stimm-
te.

Die Arbeit nahm zu, die Bela-
stung und damit auch der Frust.

Es war ein Hohn, dass die Politi-
ker der Polizei für ihre Überstunden
bei einem Großeinsatz pro Stunde
45 Pfennige anboten.

Mit bei den Initiativausschüssen

Als junger Polizeibeamter, Eintritt
1964, damals 26 Jahre alt, habe
ich diese Geschichte hautnah miter-

lebt. Auch wenn an dem Buch „Auf-
stand der Ordnungshüter“ fast nur
Kollegen aus Nordhessen mitge-
wirkt haben, der Schwerpunkt des
Aufstands lag in Südhessen.

In Wiesbaden und Frankfurt wa-
ren die Massendemonstrationen. In
der Riedhalle, die eigentlich nur
700 Leute fasst, waren 1500 Polizei-
beschäftigte, nicht nur aus Südhes-
sen, zusammen gekommen, um Po-
litikern ihren Unmut deutlich zu
machen.

Da wurde der SPD-Fraktionsvor-
sitzende Best (die SPD war an der
Regierung) unter Beschuss genom-
men. Da bekam der
CDU-Landtagsabgeordnete Milde
(später Innenminister) Beifall, weil
er sich hinter die Forderungen der
Initiativausschüsse stellte und sie
aufforderte, ihre Probleme in die
Öffentlichkeit zu tragen, auch Heinz
Herbert Karry (FDP), später eben-
falls Minister, stand auf Seiten der
Polizei.

Oswald Hodes, damals noch Be-
zirksvorsitzender der Polizei in der
ÖTV, später Landesvorsitzender der
GdP, sprach sich für eine einheitli-
che Polizeigewerkschaft in der GdP
aus. Das kam später. Da wirkten so
Männer mit wie Werner Larem,
Manfred Meise, Wilfried Panteleit
und auch ich.

Das ist aber eine andere Ge-
schichte.

Auch die Presse berichtete von den Protesten der Polizei in Südhessen.                                                                                                    repor nw
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Zur Zeit der Initiativausschüsse
wurde nicht nur die Forderung nach
besserer Bezahlung, besserer Aus-
bildung und besserer Unterbrin-
gung laut, es ging auch darum,
dass die Polizei mit besserer Ausbil-
dung weg wollte vom Image des
„Büttels“.

Man wollte „das Bild des eigen-
verantwortlich handelnden, die Bür-
gerrechte schützenden und die in-
nere Sicherheit gewährleistenden
Polizeibeamten zeichnen. Dieses
Ziel konnte nur über die Qualifizie-
rung und entsprechende Bewertung
des Polizeiberufs erlangt werden,
also über die zweigeteilte Lauf-
bahn“, sagte 30 Jahre später der
GdP-Bundesvorsitzende Konrad
Freiberg.

Nicht umsonst propagierten die
Gewerkschaften den Begriff
„Freund und Helfer“.

Sozialarbeiter konnten die Poli-
zisten zwar nicht sein, sie mussten
aber immer wieder in Notfällen hel-
fen, egal ob bei Verkehrsunfällen,
handgreiflichen Auseinanderset-
zungen in Gasthäusern oder Fami-
lien, wenn Erwachsene oder Kinder
vermisst wurden oder auch, wenn
eine Katze von einem Baum geholt
werden musste, weil sie sich alleine
nicht mehr herunter traute.

Dem Druck standgehalten

Zu dieser Zeit kam auch erstmals
die Forderung nach einer „zweige-
teilten Laufbahn“ auf, für die die
GdP zwanzig Jahre stritt, bis sie von

allen Landtagsfraktionen in ein Ge-
setz umgemünzt wurde. Damals
herrschte aber auch noch der ein-
gangs erwähnte Begriff von „Befehl
und Gehorsam“ oder, anders aus-
gedrückt, von „Zucht und Ord-
nung“. Den Vorgesetzten der Polizei
waren die Initiativausschüsse näm-
lich ein Dorn im Auge. So kam es
auch vor, dass allzu aufmüpfige
Kollegen sozusagen „strafversetzt“
wurden. Die Masse der Kollegen hat
dem Druck von oben aber standge-
halten.

Ich will hier nur ein Beispiel er-

zählen, das die Sache verdeutlicht.

Bei einer gut besuchten Ver-
sammlung von Polizeibeschäftigten,
nahmen viele Beamt/innen kein
Blatt vor den Mund und erzählten,
wo sie der Schuh drückt. Auch Sta-
tionsleiter waren darunter. Alle aber
standen unter Druck „von oben“.
Das äußerte sich anderntags so,
dass der zuständige Polizeidirektor,
es war ein kleiner Mann, beim Re-
gierungspräsidium Darmstadt von
diesen Polizeiführern eine Stellung-
nahme forderte. Da ging einigen
der Herren „die Muffe“, wie man
volkstümlich sagt. Sie fragten mich,

da ich einer der „Rädelsführer“ war,
damals noch in der ÖTV, was sie
machen sollten. Chef der Polizei
war aber nominell der Landrat. So
rief ich Dr. Lothar Bergmann an und
schilderte ihm die Lage. Kein Pro-
blem, meinte er, ich bin der Chef,
alle berichten mir und ich berichte
ordnungsgemäß dem Regierungs-
präsidenten. Damit war die Sache
vom Tisch.

Polizei ist für die Menschen da

Der Druck von oben war groß.
Demokratie gab es zwar in der Ge-
sellschaft, nicht aber bei der Polizei.
Genau das aber war es, was die Po-
lizeibeschäftigten wollten, mehr
Mitspracherechte, mehr Demokra-
tie.

Heute sind wir eine Polizei mit
Selbstwertgefühl, wir sind eine „Si-
cherheits-AG“, die sich um den
Schutz der Bevölkerung bemüht.
Wir sind gut ausgebildet und gut be-
zahlt. CDU und FDP haben uns
zwar fast alle Mitbestimmungsrech-
te genommen und der Frust in der
Belegschaft ist groß, wir geben aber
nicht auf. Wir kämpfen weiter.

Eine Gewerkschaft kann be-
ginnen, aufhören kann sie nie.

Und wenn die regierenden hessi-
schen Politiker nicht begreifen wol-
len, wie es der Polizei geht, dann
gibt es vielleicht in naher Zukunft
wieder einen „Aufstand der Ord-
nungshüter“.

Norbert Weinbach

Die Luxus-Abgeordneten
Jeder Bundestagsabgeordnete darf für 15000 Euro im Monat Mitarbeiter
beschäftigen. Für jeden Abgeordneten arbeiten im Schnitt zehn persönliche
Angestellte, Tendenz steigend.

Auszug aus „FOKUS 19/2011 Seiten 34 und35

Der Bundestag baut an. Unweit
des Brandenburger Tores entstehen
derzeit 520 neue Büros für Abge-
ordnete. Insgesamt 230,5 Millionen
Euro lassen sich die Volksvertreter
einen Neubau und den Umbau ei-
nes bereits bestehenden Verwal-
tungshauses kosten.

Allein die Kosten eines Fußgän-
gertunnels, der zwei Bürogebäude
verbindet, belaufen sich auf 7,5 Mil-

lionen Euro. Die Zahl der Abgeord-
neten ist relativ konstant, derzeit
liegt sie bei 622. Für wen also wer-
den die vielen neuen Büros gebaut?

Der Staatsrechtler Hans Herbert
von Arnim kam nach monatelanger
Recherche zu dem Schluss, dass die
Anzahl der Mitarbeiter, die sich die
Abgeordneten genehmigen, prak-
tisch unkontrolliert wächst.

Und diese Mitarbeiter brauchen
Platz.

Die Abgeordneten bezahlen sie
über die sogenannte Mitarbeiter-
pauschale. Diese wurde zuletzt
2008 kräftig um 28 Prozent erhöht.
Insgesamt stieg sie seit 1969, zu ih-
rer Einführung, von damals umge-
rechnet 767 Euro auf heute 14978
Euro pro Monat. Am 1. August steigt
sie auf monatlich 15 053 Euro.


